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I. Grundsätze des BFH-Urteils vom 13. November 2013, XI R 24/11 

Der BFH hat mit Urteil vom 13. November 2013, XIR 24/11, entschieden, dass ein Unter- 

nehmer, der an ein Studentenwerk im Rahmen eines Public-Private-Partnership-Projekts eine 

Bauleistung (Werklieferung) ausführt, die mit einer 20-jährigen Finanzierung des Bauvorha- 

bens durch ihn verbunden ist, neben einer umsatzsteuerpflichtigen Werklieferung eine eigen- 

ständige nach § 4 Nr. 8 Buchstabe a UStG umsatzsteuerfreie Kreditgewährung an das Stu- 

dentenwerk erbringt. 

Unter Hinweis auf das EuGH-Urteil vom 17. Januar 2013, C-224/11, BGZ Leasing, führt der 

BFH aus, dass eine Werklieferung und eine Finanzierung derselben grundsätzlich nicht als 

derart eng miteinander verbunden angesehen werden können, dass sie einen einheitlichen 

Umsatz bilden. Auch wenn die Finanzierung die Realisierung des angestrebten Bauvorhabens 

erleichtere, sei davon auszugehen, dass sie im Wesentlichen einen eigenen Zweck erfüllt und 

nicht nur das Mittel darstellt, um die Werklieferung unter optimalen Bedingungen in Anspruch 

zu nehmen. 

Gleichwohl bleibe nach den allgemeinen Grundsätzen im jeweiligen Einzelfall zu prüfen, ob 

die Leistungen jeweils umsatzsteuerlich getrennt zu beurteilen oder als eine einheitliche 
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seite2 Leistung zu betrachten sind. Eine gesonderte Rechnungsstellung und eine eigenständige Bil- 

dung des Leistungspreises sprechen dabei für das Vorliegen eigenständiger Leistungen. 

Sei in Anbetracht der Umstände des Einzelfalles die Kreditierung des Werklieferungsentgelts 

bereits als eigenständige Leistung zu beurteilen, könne es - entgegen den Ausführungen in 

Abschnitt 3.11 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 des UStAE - auf einen zahlenmäßig feststehenden Jahres- 

zins nicht mehr ankommen. 

Das BFH-Urteil vom 13. November 2013, XIR 24/11, wird im Bundessteuerblatt Teil II 

veröffentlicht. 

II. Änderung des Umsatzsteuer-Anwendungserlasses 

Unter Bezugnahme auf das BFH-Urteil vom 13. November 2011, XIR 24/11, und auf das 

Ergebnis der Erörterungen mit den obersten Finanzbehörden der Länder wird der Umsatz- 

steuer-Anwendungserlass (UStAE) vom 1. Oktober 2010, BStBl I S. 846, der zuletzt durch 

das BMF-Schreiben vom 10. Oktober 2017 - III C 3 - S 7103-a/15/10001 (2017/0854904); 

BStBl I S. XXX, geändert worden ist, in Abschnitt 3.11 wie folgt geändert: 

1. Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) ^Im Falle der Kreditgewährung im Zusammenhang mit einer Liefemng oder sonstigen 
Leistung erbring der leistende Unternehmer grundsätzlich jeweils eigene selbständige 
Leistungen. ^Die naturgemäße Verbindung des Kreditgeschäfts zu der Lieferung oder 
sonstigen Leistung reicht für sich genommen für die Annahme einer einheitlichen 
Leistung nicht aus. ^Ob mehrere, voneinander unabhängige Leistungen oder eine 
einheitliche Gesamtleistung vorliegen, ist im konkreten Einzelfall unter Beachtung 
der in Abschnitt 3.10 dargelegten objektiven Abgrenzungskriterien zu beurteilen. 
'‘Anhaltspunkte, die für die Annahme mehrerer selbständiger Leistungen sprechen, 
sind dabei u.a.: 

- gesonderte Vereinbarung von Lieferung oder sonstiger Leistung und 

Kreditgewährung; 

- eigenständige Bildung von Leistungspreisen; 

- gesonderte Rechnungsstellung. 

^Bei der Kreditgewährung im Rahmen von Public-Private-Partnership-Projekten ist von 
zwei getrennt zu beurteilenden Leistungen auszugehen, wenn Werklieferung und 
Finanzierung nicht so aufeinander abgestimmt sind, dass es die Verflechtung beider 
Komponenten nicht möglich machen würde, nur eine der beiden Leistungen in 
Anspruch zu nehmen (vgl. BFH-Urteil vom 13.3.2013, XIR 24/11, 
BStBl 2017 II S. XXX). ^Zur Kreditgewähmng im Zusammenhang mit einem Forde- 
rungskauf vgl. Abschnitt 2.4.“ 

2. Absatz 2 wird gestrichen. 



Seite 3 III. Anwendung 

Die Gmndsätze dieses Schreibens sind in allen offenen Fällen anzuwenden. 

Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht. 

Im Auftrag 

Dieses Dokument wurde elektronisch versandt und ist nur im Entwurf gezeichnet. 


